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Warum wir dieses Buch schreiben –
Einleitung

Das Slimmste ist gesafft, aber das Swierigste liegt no vor uns. Auf

diese Formel kann man die bisherigen Erfahrungen mit der

Weltwirtsaskrise und die weiteren, daraus si ergebenden

Herausforderungen vielleit bringen. Das gilt nit nur für Deutsland,

das betrifft alle großen Industrieländer der Welt.

Das Slimmste, das waren die Insolvenz von Lehman-Brothers, die

ansließenden weltweiten Turbulenzen im Bankensektor, der Zwang für

Notenbanken und Politik, snell, entslossen und mutig zu reagieren. Der

Zusammenbru der Weltwirtsa musste verhindert werden.

Es war keine einfae Zeit für die Beteiligten. Besonders swer war diese

Zeit für Politiker, die die Weltwirtsa gestalten – und in diesem Fall als

letzte Instanz reen mussten. Es war eine Zeit, in der sie alle

ordnungspolitisen Bedenken hinter si ließen, in der sie snell und ohne

Rüsit auf Verluste handelten und handeln mussten.

Im Rübli lässt si sagen, dass in den ersten Monaten na dem

Lehman-So – am 15. September 2008 meldete die Investmentbank

Lehman Brothers Insolvenz an und lähmte damit die Finanzmärkte der

ganzen Welt – vieles ritig gemat worden ist. Au und gerade in der

deutsen Politik. Die Leistungsfähigkeit dieses Landes und seiner Politiker

haben in der Krise dafür gesorgt, dass die Wirtsa handlungsfähig blieb,

dass das Bankensystem und damit der Blutkreislauf der Ökonomie erhalten

blieben, dass die Gesellsa trotz der enormen Turbulenzen nit

auseinander driete. Dass die Zustimmung zum Modell der sozialen

Marktwirtsa na Erkenntnissen des Allensba-Instituts für

Demoskopie gerade im vergangenen Jahr nit gelien hat, sondern sogar

leit wäst, ist eine große Leistung. Ein Ergebnis, das si vor allem die

Politik zurenen darf.



Gerade weil die beiden Autoren dieses Bus zur Zeit nit mehr aktiv in

der Politik engagiert sind, können sie das offen sagen: Ohne den voraus

gegangenen, wenn au no energiser vorstellbaren Konsolidierungskurs

der öffentlien Haushalte, ohne die Leistungsfähigkeit der deutsen

Volkswirtsa und ohne die Bereitsa und die Fähigkeit der Regierung,

des Parlaments, der Ministerialbürokratien und nit minder der

Zentralbanken, in der Not zu handeln, häe die Sae ganz anders ausgehen

können. Nur vor diesem Hintergrund ist eine faire Bewertung der

Leistungen der Vergangenheit und der Herausforderungen für die

kommenden Jahre mögli.

Die Zeit der Notoperationen ist nun vorbei. Jetzt muss aufgeräumt

werden. Die Krise hat diesem Land neue Staatssulden in Höhe von

mindestens 100 Milliarden Euro hinterlassen, es kann am Ende au no

viel mehr sein. Die Krise belastet heute den Arbeitsmarkt, die Sozialsysteme

und die öffentlien Haushalte. Politise Ziele wie mehr Bildung, mehr

Kinderbetreuung oder ein ausgegliener Haushalt, von denen wir bis zum

Herbst 2008 glaubten, sie seien aus Wirtsaswastum und vernüniger

Sparsamkeit heraus zu erwirtsaen, verlangen jetzt ete Kraakte. Die

Krise übt einen politisen Handlungsdru der anderen Art aus. Wenn wir

es ernst meinen mit dem Bekenntnis, das Land den nafolgenden

Generationen finanziell, wirtsali, tenologis und ökologis in

ordentliem Zustand übergeben zu wollen, müssen wir jetzt ernst maen.

Wir müssen nahaltig denken und lenken, die systematise Behinderung

neuer Tenologien beseitigen, ideologise Seuklappen ablegen und die

Voraussetzungen für ein gutes und dynamises Wirtsaswastum

stärken.

Jetzt beginnt die swierigste Zeit. Denn die Gefahr eines Rüfalls in die

Rezession ist lange no nit gebannt. Sobald die Konjunkturprogramme,

die gerade jetzt ihre maximale Wirkung entfalten, auslaufen, verblasst die

staatli motivierte Nafrage. Der Arbeitsmarkt wird zeitglei vielleit

no swäer werden: Weil die Arbeitslosigkeit am Ende einer Rezession

erfahrungsgemäß no steigt und jedenfalls no für eine Weile wesentli

zu ho sein wird, au wenn si die Wirtsa son wieder erholt. Es ist



zu befürten, dass mehr privater Konsum den staatli motivierten

Verbrau kaum ablösen kann. Wer si sorgen muss, seinen Arbeitsplatz zu

verlieren, baut kein neues Haus, kau kein neues Auto.

Gleizeitig aber geht es zunäst vor allem darum, die

Staatsversuldung wieder zu reduzieren. Das Geld, mit dem die Märkte im

vergangenen Jahr am Leben gehalten wurden, muss wieder eingesammelt

werden. Au das wird die Wirtsasentwilung bremsen: Wir müssen das

Wastum zurüzahlen, das wir uns in der Krise von der Zukun geliehen

haben.

Es geht also um Konsolidierung und um Wastum: Ohne

Wirtsaswastum werden wir das Land nit für die Zukun rüsten

können. Nur ein höheres Wastum wird dafür sorgen, dass die Folgen der

Krise, der demografise Wandel und die Herausforderungen der

Umweltpolitik ordentli bewältigt werden können. Eine vernünige

Wastumspolitik aber wird in den kommenden Jahren kaum auf

kurzfristige Konjunkturspritzen und weitere Versuldung setzen können.

Dazu fehlt golob das Geld, und außerdem haben si die öffentlien

Haushalte mit dem Maastriter Vertrag wie au mit der neuen

„Suldenbremse“ im Grundgesetz selbst gebunden, die Staatsversuldung

als wirtsas- und sozialpolitise Strategie zu beenden. Die „Als-Ob-

Ökonomie“ aus wasender Versuldung und Konsum, die der verstorbene

Gesellsaswissensaler Ralf Dahrendorf als kennzeinend für die

siebziger, atziger und neunziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts

besrieben hat, ist mit dieser Selbstbindung der Politik an ihr Ende

gekommen. Jetzt kommt es wieder darauf an, die von Dahrendorf

besriebenen Werte des Wiederaufbaus, nämli „Fleiß, Sparsamkeit,

Konsumverzit und Disziplin“ zu neuem Leben zu erween. Denn nits

anderes steht diesem Land bevor: Wir werden uns und unsere ökonomise

Rolle in der Weltwirtsa neu erfinden müssen, wenn wir sie verteidigen

wollen.

Eine vernünige Wastumspolitik wird also nit auf neue Sulden

setzen. Sie wird die Rahmenbedingungen des Wirtsaens in diesem Land

überprüfen. Sie wird si fragen, ob die Krise zu einem Abbru des



Wastumspfades geführt hat – ob also die deutse Wirtsa in der

Tendenz in den kommenden Jahren swäer wasen wird als zuvor. Und

wenn das so ist – wofür es einige Anzeien gibt – wird sie überlegen, wie

man das ändern kann, wie mehr Wirtsaswastum mobilisiert werden

kann: Wie sieht es mit den Belastungen von Arbeitgebern und

Arbeitnehmern aus? Was sind die Anreize für Unternehmen, hier zu

investieren und ihre Zukun hier zu planen? Ist Deutsland offen genug für

Gründer, für die Industrie, für die Wissensaen? Behandelt es seine

klugen Köpfe so, wie sie es verdienen? Lässt si die Bürokratie do

zähmen? Sind die Sozialsysteme dauerha dur Beiträge zu finanzieren?

Wie lässt si mehr Wastum mit dem Anspru verbinden, weniger

Rohstoffe zu verbrauen und die Umwelt weniger zu belasten?

Eine kluge Wastumspolitik muss si diesen Fragen stellen. Do sie

wird es anders tun müssen als in den großen Reformgefeten der neunziger

Jahre des vergangenen Jahrhunderts und der ersten Jahre dieses

Jahrtausends. Niemand will eine Neuauflage des großen Kras. Inzwisen

wissen alle, wie zerbreli der gesellsalie Zusammenhalt ist, wie

snell die Einsit in Notwendigkeiten umslagen kann in Protest und

Verweigerungshaltung. Alle – au die Autoren dieses Bus – haben

feststellen müssen, dass vernünige Politik eben nit immer vernünig

vermielt worden ist. Kluge Reformer berüsitigen die Erfahrungen, die

andere Gesellsaen mit den Herausforderungen von Finanznot und

Reformbedarf gemat haben. Sie beaten die neuen Erkenntnisse der

Verhaltensökonomen und Neurobiologen: Die Wissensaler zeigen, wele

Fehler man vermeiden kann und wele Rolle gelegentli Designfragen für

den Erfolg oder den Misserfolg eines politisen Beslusses spielen.

Finanzminister Wolfgang Säuble hat kürzli gesagt: „Wer Veränderung

will, muss von der Realität ausgehen“. Wir glauben, dass die Realität no

nit immer so drastis wahrgenommen wird, wie sie ist. Das gilt nit nur

für die allgemeine Bevölkerung. Das gilt au für das politise Personal.

Was na innen ein Risiko für die Zukun darstellt, ist au außen

erkennbar: Wenn Deutsland und Europa ihren Einfluss auf die

Weltwirtsa wahren und ausbauen wollen, müssen sie ihre Rolle au



annehmen, und zwar nit nur in der Außenpolitik. Für die künige

Regulierung der Finanzmärkte gilt das genau so wie für die Anstrengungen

zur Begrenzung des Klimawandels. Hier haben gerade wir Deutsen die

Aufgabe, die Errungensaen der sozialen Marktwirtsa als Bedingung

für eine verantwortungsbewusste Weltwirtsasordnung zu formulieren.

Das kann aber kein deutses Projekt bleiben, das ist längst au ein

europäises Projekt geworden. Wir sind der festen Überzeugung, dass die

künigen Strukturen der Weltwirtsa global verabredet werden müssen.

Deutsland allein wird das nit tun können. Das wird zu den wasenden

Aufgaben eines starken Europa gehören. Dafür muss Europa au mit

wasenden Kompetenzen ausgestaet werden. Europa muss mehr Gewit

bekommen, zu Lasten der einzelnen Länder Europas.

Nur in einem solen Rahmen ist die Verankerung neuer Regeln

überhaupt realistis. Dazu gehört zwingend die Verankerung des

Haungsprinzips au bei Finanztransaktionen: Wer persönli nit haen

muss, wenn er an den Finanzmärkten agiert, verhält si über kurz oder

lang wie ein Rouleespieler in einem Casino, in dem niemand verliert: Er

geht immer größere Ween ein, warum au nit? Das ist nur ein Beispiel

für einige Grundregeln der Marktwirtsa, die auf den Finanzmärkten

wieder in Erinnerung gerufen werden müssen. Wer die Wiederholung dieser

gewaltigen Spekulationsblase verhindern will, muss die Haung für die

Risiken wieder einführen. Son jetzt ist zu befürten, dass die

Weltwirtsa wieder in eine spekulative Phase sliert. Die Börsenkurse

spiegeln kaum die realistisen Gesäserwartungen wieder, die

Wastumsaussiten vor allem der si entwielnden Staaten werden

über-, die Risiken untersätzt. Es ist vorrangig die Aufgabe der

entwielten Volkswirtsaen, Regeln für diese Märkte zu formulieren und

politise Mehrheiten dafür zu finden. Das kostet politise Kra, und es

erfordert Dursetzungswillen.

Ein Wort no zur Politik: Dass false Kommunikation, diffuse

Botsaen und eine false Strategie eine Partei an den Rand des

Zerreißens bringen können, war in den vergangenen Jahren an der

ehemaligen Volkspartei SPD zu beobaten. Politise Parteien, die ihre



Bindungskra verlieren, und denen es nit mehr gelingt, große Gruppen

der Bevölkerung für si zu gewinnen, bekommen Konkurrenz: Die SPD hat

das am Beispiel der Linkspartei erfahren müssen. Sie ist in Bedrängnis

geraten, weil sie ihre Botsaen nit mehr klar formulieren konnte, weil

sie ihren einmal gewählten politisen Kurs aufgegeben hat und weil sie im

Webewerb um die Mie nit konsequent und glaubwürdig auf eine

vernünige und ausgleiende Politik gesetzt hat. Die Autoren dieses Bus

sind der festen Überzeugung, dass der anderen großen Volkspartei, der CDU,

dieses Sisal bisher nur dur großes Glü erspart blieb. Das Risiko

bleibt denno: Wenn es der CDU und au der CSU nit dauerha gelingt,

die konservativen, die ristlien Überzeugungen zu repräsentieren und die

au auseinander drienden Interessen von Großstädtern und ländlier

Bürgersa zu bündeln, läu au sie Gefahr, politise Konkurrenz zu

bekommen. Das darf man nit auf die leite Sulter nehmen. Denn

politise Strömungen unter vielen, die in der Union eine Heimat haben,

entfalten gesellsali eine andere Wirkung als sole, die isoliert ihren

eigenen Weg suen. Wenn die CDU ihre Bindekra für diese Kreise weiter

einbüßt, wird es Konkurrenz am konservativen bürgerlien Rand geben.

Es geht jetzt deshalb darum, in jeder Hinsit politise Prioritäten zu

setzen. Wenn wir feststellen, dass die Politik in den Monaten na dem 15.

September weit über ihr üblies Niveau hinaus gewasen ist und gehandelt

hat, so müssen wir au feststellen, dass sie nun droht, hinter dieses Niveau

und Tempo wieder zurüzufallen. Politik für die Zeit na der tiefsten Krise

der Weltwirtsa fordert no mehr Mut und Energie als die

Notoperationen in der Krise. Sie erfordert Durhaltevermögen, Haltung:

und Führung.



„Der Staat rettet alle. Aber wer rettet den
Staat?“ – Ein Interview

Herr Clement, Herr Merz, Deutsland ist immer no in der tiefsten

Wirtsaskrise der Nakriegsgesite. Denno hat si das Land

bisher bemerkenswert gut geslagen. Sind wir besser, als wir es von uns

selbst gedat haben?

 

Merz: Deutsland ist ein leistungsfähiges Land. Es hat krisenfeste

Unternehmen, belastbare Arbeitnehmer, und es hat au leistungsfähige

Politiker. Das hat si in dieser tiefen Krise stärker bemerkbar gemat als

in den vielen guten Jahren zuvor. Niemand häe angenommen, dass wir die

akute Phase der Krise, den Zusammenbru der Märkte, so gut überstehen.

Es hat in diesem Land keine Slangen vor den Banken gegeben wie in

England, es hat keine Demonstrationen und keine Geiselnahmen in den

Unternehmen gegeben wie in unserem Nabarland Frankrei und son

gar nit stehen wir vor einem Staatsbankro, wie ihn Grieenland ganz

akut, aber möglierweise au Portugal, Island, Irland und einige andere

europäise Länder befürten müssen.

Clement: Das ist so und es ist nur vernünig, das festzuhalten. Wir haben

keinen Grund, die Leistungen kleinzureden oder zu versteen, die es gab,

als es galt, die „Kernsmelze“ abzuwenden.

Merz: Witig ist, dass wir das Selbstbewusstsein mitnehmen in die

kommenden Jahre. Die werden nämli deutli härter werden als viele

bisher annehmen. Die meisten Mensen und offenbar au viele Politiker

denken, dass wir die slimme Zeit der Krise hinter uns haben. Sie sind

zuversitli, weil sie die Krise gar nit direkt gespürt haben und nun

glauben, es gehe son wieder bergauf. Do zu dieser Fröhlikeit gibt es

keinen Grund. Denn wir haben immense Löswassersäden, die jetzt



beseitigt werden müssen. Die werden am Ende vielleit sogar größer sein

als der Brandsaden selbst.

 

Die Arbeitslosen- und Kurzarbeiterzahlen, die Staatsversuldung –

lassen si die Probleme in den Griff bekommen?

 

Merz: Natürli sind die Probleme unverändert lösbar. Aber sie werden

größer. Sie werden umso größer, je länger wir mit der Lösung warten. Wir

haben dur die Finanzkrise und dur die demografise Entwilung eine

Besleunigung der Problemlage. Wir müssen jetzt handeln, jetzt ist

politise Führung gefordert.

 

Haben wir die nit?

 

Merz: Das ist nit nur eine Frage na Personen. Wir müssen uns do au

ganz selbstkritis die Frage stellen, ob unser politises System in Europa

und in Deutsland überhaupt die Handlungsfähigkeit besitzt, die wir jetzt

brauen. Da haben wir Einiges aufzuarbeiten.

Clement: Wenn wir mit derselben politisen Energie daran gingen, die

Konsequenzen der Krise an den Finanzmärkten zu ziehen, möglist alle

Wastumskräe gegen die Rezession zu entfesseln oder eine Energie- und

Klimapolitik zu realisieren, die au unsere Industrie webewerbsfähig

erhält, wären wir son viel weiter. Aber na jenen ersten Reaktionen sind

wir in der Gefahr zurüzurutsen in alte Handlungs- und

Verfahrensweisen. I sehe bisher nit, dass die Kräe mobilisiert werden,

die mobilisiert werden müssen, um tatsäli gestärkt herauszukommen

aus der Krise. I sehe eher eine gewisse Lähmung, keinen Swung, wenig

Führung, viel überflüssigen Streit, wasende Unsierheit. Wenn wir aber

wirkli voran kommen wollen, brauen wir einen Wastumssub, an

dem alle mitwirken müssen, au die Länder, die Kommunen, die

Wissensa, die Unternehmen. Da sehe i nit einmal den Versu, dies

umfassend zu tun. Man besränkt si auf Einzelkritik und Einzelsrie.



Und im Bli auf Europa befürte i eher, dass die Dinge auseinander

treiben könnten. Tendenzen der Re-Nationalisierungen sind unübersehbar.

Merz: Insgesamt müssen wir uns jetzt die Frage stellen, wie wir wieder zu

einer gewissen Normalität zurüfinden. Der Staat, der sehr gefordert war,

darf si nit selbst überfordern. Wir reen die Banken, wir reen die

Kapitalmärkte, wir siern die Unternehmenskredite, wir siern die

Konjunktur, wir puffern die Sozialsysteme ab. Der Staat reet alle – aber

wer reet eigentli den Staat?

 

Wer muss ihn denn reen?

 

Merz: Um diese Frage zu beantworten, müssen wir uns no einmal die

Ursaen der Finanzkrise und die Orte vergegenwärtigen, an denen sie

entstanden ist. Diese Krise ist eine Krise des westlien Bankensystems. Es

ist eine Krise Amerikas und Europas. Hier müssen wir sie also au lösen.

Sie ist ausgegangen von Amerika, aber sie ist durgeslagen auf alle

Systeme Europas. I sehe im Augenbli aber in Europa die Stärke nit,

eine führende Rolle bei der Bewältigung der Krise zu spielen und zwar auf

Augenhöhe mit Amerika. Wir sind uns in Europa zu wenig einig,

insbesondere mit Großbritannien ist kaum eine gemeinsame Position

hinzubekommen. Nur ist das nit die ritige Ritung, um auf Augenhöhe

mit den USA Lösungen der Krise auszuverhandeln und gemeinsam die

ritigen Slussfolgerungen zu ziehen.

Clement: Es ist sehr offensitli, dass jedenfalls die Euro-Länder ihre

Interessen gemeinsam wahrnehmen und au gemeinsam Reformen zuwege

bringen müssen. Die Herausforderungen sind so immens, dass man si mit

aller Kra engagieren muss, um sie bestehen zu können. Frankrei und

Deutsland sind da besonders gefordert. Das kann im Ernstfall zu einem

Auseinanderdrien zwisen den Mitgliedsländern des gemeinsamen

Währungsraums und denen führen, die nit oder no nit dabei sind.

Möglierweise stehen wir vor swerwiegenden Entseidungen: zum

Beispiel, dass in Europa die Gruppe der Euroländer vorweg gehen muss, um



in der Krise bestehen und die gemeinsamen Interessen au global wirksam

vertreten zu können.

 

Heißt das mehr Mat für Europa oder mehr Einfluss für die EZB?

 

Clement: Es heißt viel Einfluss für die Europäise Zentralbank, die in den

zurüliegenden Jahren enorm an Statur und Ansehen gewonnen hat. Und

es heißt eine besondere Verantwortung für die Länder der Währungsunion.

I vermute, dass die Europäise Zentralbank son bald gehalten sein

könnte, ihre Unabhängigkeit erneut unter Beweis zu stellen. Vielleit

früher, als es manem Regierungsef lieb sein könnte.

 

Wie?

 

Clement: I bin sehr gespannt, wann und wie die EZB einen rigoroseren

Kurs in der Geld- und Liquiditätspolitik einslagen wird, um die in die

Märkte gepumpten Miel wieder abzusöpfen. Von der Eurogruppe erwarte

i derweil, dass sie vorweg geht, um die viel diskutierten, aber bisher kaum

realisierten Reformen im Finanzsektor endli ins Werk zu setzen. Es ist

son wieder viel Zeit vertan worden.

Merz: Weder das Parlament no die Kommission no der Ministerrat

sind darauf vorbereitet, eine entspreende Politik voranzubringen. Das liegt

aussließli in der Hand der Länder der Währungsunion. Es wird eine

enorme Herausforderung für die EU der 27 sein, untersiedlie

Geswindigkeiten zuzulassen. Allein die Rolle Londons ist ohne Not

aufgewertet worden und kann si nun für alle nateilig auswirken. Weil

die EU entsieden hat, dass die Krisenbekämpfung grundsätzli eine Sae

aller 27 Mitgliedstaaten sein soll, hat London quasi eine Veto-Position

bekommen, und zwar au in Angelegenheiten, die allein den Euro betreffen.

Das wird der Euroraum nit durhalten. Wir werden in den kommenden

Monaten und Jahren sehen, dass der Euro weiter unter massiven Dru

kommt. Wir werden weitere und gravierende Spannungen im Euroraum

bekommen, weil eben nit alle Länder bereit sind, au nur die



grundlegenden Vereinbarungen des Stabilitätspaktes einzuhalten. Und es

gibt niemanden, der diese Spannungen managt. Das ist die Aillesferse

Europas.

Clement: Deshalb hängt sehr viel von der Rolle der EZB, übrigens au

von der EU-Kommission, aber ganz besonders von denen ab, die die

gemeinsame Währung initiiert haben, sie tragen und verantworten.

Merz: Haben wir wirkli die ritige Arbeitsteilung zwisen den

Mitgliedstaaten und den Institutionen der europäisen Union, haben wir

die ritige Arbeitsteilung zwisen Bund und Ländern in Deutsland

erreit?

Clement: Das deutse föderale System war in der Krise im Grunde no

gar nit wirkli gefordert. Es hat no gar nits bewiesen. Das kommt

erst. Jetzt muss es zeigen, dass es die Kräe mobilisieren kann, die wir

brauen, wenn wir die Krise erfolgrei aufarbeiten und besser

herauskommen wollen als wir hinein geraten sind. Davon aber sind wir no

meilenweit entfernt. Sind wir in der Lage zu erkennen, dass wir in den

vergangenen dreißig Jahren über unsere Verhältnisse gelebt haben? Können

wir umsteuern? Da ist das föderale System gefordert. Und hier droht der

Ministerpräsidentenföderalismus zu versagen. Er ist längst an seine Grenzen

gestoßen. Das kann man bei den Landesbanken betraten, beim öffentli-

retlien Fernsehen, im Bildungssystem. Ministerpräsidenten – und das

weiß i natürli au aus eigener Erfahrung – neigen dazu, das zu

verteidigen, was sie haben. Das ist leider strukturerhaltend.

 

Was kann man tun, um das zu ändern?

 

Clement: Darauf gibt es aus meiner Sit nur eine Antwort: Wir brauen

eine Länderneugliederung, das heißt eine Reduzierung der Zahl der Länder

in Deutsland auf annähernd glei große und wenigstens annähernd

glei starke. Sonst kommt nie zustande, was man als

Webewerbsföderalismus verstehen könnte und was uns jetzt sehr zustaen

käme. Und wir müssen dazu die Kompetenzen von Bund und Ländern klar



voneinander trennen. Das Missystem, das wir heute haben, bloiert,

behindert und kostet Zeit und Geld.

 

Wie sieht es für Europa aus?

 

Merz: In der Politik gibt es immer die Chance eines Neubeginns und eines

Neustarts. Dafür reit es aber nit zu sagen, wir haben jetzt eine

gemeinsame Außenkommissarin und einen permanenten Präsidenten des

Rates. Bei der Einführung des Euro haben wir Politiker zwei Verspreen

abgegeben: Das erste lautete: der Euro wird eine stabile Währung. Dieses

Verspreen haben wir eingehalten, weil wir eine politis unabhängige

Institution gesaffen haben, die über diese Stabilität wat. Das zweite

Verspreen lautete, dass der Wirtsas- und Währungsunion die politise

Union folgen werde. Jetzt hält uns die Krise den Spiegel vor, dass wir genau

das bisher nit gesafft haben.

 

Sehen Sie in der deutsen Politik Energie, das abzustellen?

 

Clement: Bisher nit. Die Bundesregierung hat den Vorslag des

französisen Präsidenten Sarkozy einer europäisen

„Wirtsasregierung“ bisher jedenfalls stets abgelehnt. Dabei ist do

offensitli, dass son angesits der diversen staatlien

Konjunkturprogramme eine bessere, verbindlie Abstimmung nur

vernünig gewesen wäre. Dabei weiß i au, dass der Begriff

„europäisen Wirtsasregierung“ auf mane geradezu absreend

wirkt. Aber es geht, ohne Gleimaerei im Einzelnen, um die

Verständigung auf eine europäise Wastumspolitik, die zum

Suldenabbau führt und zuglei Innovationen und Investitionen

mobilisiert. Wer will, dass die EU dauerha im globalen Webewerb

mithalten kann, muss das wollen.

 

Wenn Europa gestärkt werden muss – kann Europa dann au stark sein?

Wenn man na Grieenland saut und die Haushalts-Betrügereien



sieht, die dem Land den Weg in die Währungsunion gebahnt haben, fragt

man si son, woraus der europäise Geist eigentli besteht.

 

Merz: Die Grieen und einige andere Länder maen uns allen erheblie

Probleme. Wenn wir diese Mitgliedstaaten aber zwingen wollen, si

vertrags- und regelkonform zu verhalten, dann müssen wir selbst ebenfalls

unsere Hausaufgaben maen. Das heißt, dass die Maastrit-Kriterien ab

2013 wieder eingehalten werden, und das heißt au, in Deutsland ab 2011

die Suldenbremse des Grundgesetzes einzuhalten. Das erfordert

Kraanstrengungen, die in ihrer ganzen Dimension erst ganz langsam

deutli werden.

Clement: Do die Probleme werden immer no nit mit der

Deutlikeit angesproen, die geboten wäre. Wir haben ja nit nur ein

Haushaltsproblem, au der demografise Wandel wirkt si immer stärker

aus. Das wird die Sozialsysteme über die Maßen strapazieren. Wir erhalten

die Sozialversierungssysteme seinbar als Umlagesysteme aufret, aber

sie werden längst weitgehend und ständig zunehmend steuerfinanziert. Das

muss man dem Bürger ehrli und in allen Konsequenzen klar maen.

 

Was mat für den Bürger den Untersied?

 

Clement: Das wird er merken, wenn der Staat vor die Frage gestellt wird –

und das gesieht im Grunde son heute – wohin die verfügbaren

öffentlien Miel gelenkt werden sollen: In die Sozialsysteme oder in die

Bildungssysteme? Ist es nit vernüniger, vorbeugend zu handeln und

Arbeitslosigkeit über mehr und bessere Bildung und alifikation möglist

zu verhindern, sta naträgli soziale Reparaturarbeit zu leisten, die nie

wirkli erfolgrei sein kann? Sole Fragen zu stellen, heißt zu erkennen,

dass es damit au um den Zusammenhalt zwisen den Generationen in

unserem Land geht. Wir – au i war daran natürli beteiligt – brauen

in diesem Land meist ret lange, bis wir die Dinge erkennen und verstehen.

Der Vorwurf, den i mir selber mae, ist, nit retzeitig erkannt zu

haben, dass wir nit mehr zu den ersten Bildungsnationen der Welt


